
Hamburgisches Welt-Wirtschafts-Archiv (HWWA) (Ed.)

Article  —  Digitized Version

Das europäische Gleichgewicht: Überblick über das
weltpolitische Gleichgewicht

Wirtschaftsdienst

Suggested Citation: Hamburgisches Welt-Wirtschafts-Archiv (HWWA) (Ed.) (1963) : Das europäische
Gleichgewicht: Überblick über das weltpolitische Gleichgewicht, Wirtschaftsdienst, ISSN 0043-6275,
Verlag Weltarchiv, Hamburg, Vol. 43, Iss. 1, pp. 4-12

This Version is available at:
https://hdl.handle.net/10419/133273

Standard-Nutzungsbedingungen:

Die Dokumente auf EconStor dürfen zu eigenen wissenschaftlichen
Zwecken und zum Privatgebrauch gespeichert und kopiert werden.

Sie dürfen die Dokumente nicht für öffentliche oder kommerzielle
Zwecke vervielfältigen, öffentlich ausstellen, öffentlich zugänglich
machen, vertreiben oder anderweitig nutzen.

Sofern die Verfasser die Dokumente unter Open-Content-Lizenzen
(insbesondere CC-Lizenzen) zur Verfügung gestellt haben sollten,
gelten abweichend von diesen Nutzungsbedingungen die in der dort
genannten Lizenz gewährten Nutzungsrechte.

Terms of use:

Documents in EconStor may be saved and copied for your personal
and scholarly purposes.

You are not to copy documents for public or commercial purposes, to
exhibit the documents publicly, to make them publicly available on the
internet, or to distribute or otherwise use the documents in public.

If the documents have been made available under an Open Content
Licence (especially Creative Commons Licences), you may exercise
further usage rights as specified in the indicated licence.

https://www.econstor.eu/
https://www.zbw.eu/
http://www.zbw.eu/
https://hdl.handle.net/10419/133273
https://www.econstor.eu/
https://www.leibniz-gemeinschaft.de/


^ a s  m t o ^ ä i s c h c  C ^ L c i c h g c w i c h i

überblick über das weltpolitisdie Gleichgewicht

Der indische M inisterpräsident 
Nehru hat wiederholt darauf 

hingewiesen, daß das Kardinalpro- 
blem unserer Zeit nicht die Ost- 
W est-Gegensätze seien, sondern 
der Widerspruch zwischen den rei­
chen, produktionsstarken Ländern 
der nördlichen gemäßigten Zone 
und den armen, ausgebeuteten 
Ländern w eiter im Süden, die 
notorisch hin ter der Dynamik der 
fortgeschrittenen Nationen herhin­
ken und noch immer nicht über das 
„know hov" verfügen, um mit ihrem 
Schicksal fertig zu werden.

W ie so oft hat Nehru auch hier 
nur eine halbe W ahrheit ausge­
sprochen. W ir werden noch darauf 
zurückkommen. Und dennoch lohnt 
es sich, diesen Hinweis an  den 
Anfang unserer Betrachtung zu 
setzen. Denn es ist von fundamen­
ta ler Bedeutung, daß die EWG — 
zusammen mit einigen anderen be­
vorzugten Staaten — auf der Son­
nenseite des Erdballs siedelt, so 
sehr uns die M eteorologie auch 
eines Besseren belehrt.

Die geographischen Bedingungen 
sind denkbar günstig für eine Ak­
tiv ität sondergleichen. Da der 
w erktätige Mensch W esteuropas 
von mörderischen Trocken- oder 
Regenzeiten verschont bleibt, hat 
er es verstanden, sich auf der 
Grundlage einer äußerst vorteil­
haften Kombination von Klima und 
Bodenschätzen einen Anteil von 
mehr als 2 5 ”/o am Nettoproduk­
tionswert der Erde zu sichern, 
während der afrikanische Konti­
nent nur mit 2 “/#, Lateinamerika 
mit 5"/o und das volkreiche Asien 
mit 11%  partizipieren. Umgerech­
net auf den Pro-Kopf-Anteil der 
Bevölkerung öffnet sich die nord­
südliche Lücke noch weiter. Setzt 
man den Weltdurchschnitt gleich 
100, dann w eist W esteuropa 234 
Punkte, Afrika hingegen nur 30 
und Asien sogar nur 21 Punkte 
aus. So gehört W esteuropa ein­
deutig zu den .haves", die über 
eine starke Kapitalausstattung,

eine ausreichende Ernährung ihrer 
Bürger, eine hohe Lebenserwar­
tung und eine Vielzahl w eiterer 
Vorteile verfügen.

Aus dieser Überlegung sollte 
man die erste Reserve an Opti­
mismus anreichern, wenn W est­
europa sich über seine w eitere Zu­
kunft im sozialen und wirtschaft­
lichen Kampf ums Dasein in der 
Familie der Völker klarw erden will.

D en F ortschritt a m  P egel 
d er  a nderen  m essen!

So beruhigend es auch sein mag, 
sidi den aus einer langen und ge­
wiß nicht leichten Entwicklung 
erwachsenen hohen Standard W est­
europas im W eltmaßstab zu ver­
gegenwärtigen, so fordert die Zu­
kunft wie die Gegenwart doch 
mehr von uns. W ir müssen immer 
wieder unseren Fortschritt am 
Pegel jener anderen W irtschafts­
räume messen, die mit uns in der 
bevorzugten Zone der nördlidien 
Hemisphäre vereinigt sind. Und 
w ir müssen in einem - tieferen 
Sinne Ort und Funktion ausma­
chen, die uns in der Zuordnung 
zu diesen anderen Mächten zuge­
w iesen sind.

D ie  G iganten

W enn w ir das unternehmen, 
dann müssen w ir uns zunächst 
von dem üblichen Bilde freimachen, 
das seit langem die öffentliche 
M einung beherrscht: das Bild von 
den zwei Giganten — den USA 
und der Sowjetunion —, die sich 
auf einsam er Höhe gleich errati­
schen Blöcken gegenüberstehen 
und es für jede sonstige Macht 
oder M ächtegruppierung lächerlich 
machen, an eine vergleichende Be­
trachtung zu denken. Hat man 
dieses Tabu hinter sich gelassen, 
dann hat man plötzlich d ie Frei­
heit, einmal von jener zentralen 
Achse aus die Lage zu überden­
ken, die mitten in Europa das 
westliche vom östlichen Europa 
trennt '

Dann steht W esteuropa Ost­
europa gegenüber, und als Kern 
des einen hat die EWG zu gelten, 
als Kern des anderen aber die 
Union der Sozialistischen Sowjet­
republiken. Beiden Mächten sind 
in Europa eine ganze Reihe von 
Staaten auf die eine oder andere 
W eise zugeordnet. Im W esten sind 
es jene Länder, die zwar nicht 
dem Verband der EWG angehö­
ren, aber diesem Staatenbund 
durch eine unendliche Vielfalt kul­
tureller und wirtschaftlicher Fäden 
verbunden sind. Im Osten sind es 
die Länder im ostm itteleuropäi­
schen Vorfeld der großen Macht, 
an sie durch andere, wenn audi 
nicht w eniger wirksame Verbin­
dungen gekettet. Nun erhebt sich 
im Rücken Europas eine andere 
Konstellation zweier Giganten, die 
in spezifischer W eise diesen Namen 
tatsächlich verdienen — die USA 
und die Volksrepublik China.

D ie  Z u k u n ft  
b rin g t n eue  E n tw ick lu n g en

Es fällt gewiß schwer, die welt­
geschichtliche Geographie unserer 
Tage in diesem Bilde zu sehen. 
Aber wenn wir eine Generation 
w eiter in die Zukunft hineinden­
ken, dann müssen wir uns viel­
leicht daran  gewöhnen, daß neue 
Entwicklungen, die zunächst nur 
einen regionalen Charakter zu 
haben scheinen, zunehmend glo­
bales Ausmaß annehmen und den 
Beteiligten die Bereitschaft abfor- 
dem , sich diesen Herausforderun­
gen zu stellen und die V erant­
w ortung zu übernehm en, die sie 
heute noch zu verleugnen ver­
suchen. Als Anfang der fünfziger 
Jah re die M ontanunion geschaffen 
wurde, d a  dachte kaum jemand 
darüber nach, daß dieser Schritt 
nicht nur die Karte Europas, 
sondern auch die Konstellation 
der Weltzusammenfaänge verändert 
hatte. Und als man im Sommer 
1955 in M essina, im darauffolgen­
den Jah r in  Venedig und schließ­
lich im März 1957 in Rom zusam­
menkam, w aren es nur wenige, 
d ie  den vielfältigen Konsequenzen 
ins Auge sahen.
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Vergleich d e r  P o ten tia le

Heute dagegen . ist es bereits 
gang und gäbe, das wirtsdiaftlicfae 
und bevölkerungspolitische Poten­
tial der Sowetunion mit dem der 
EWG-Länder zu vergleichen. 170 
Millionen Menschen in der Ge­
meinschaft der Sechs, 219 Millionen 
in der UdSSR; 73 Mill. t  Stahl hier 
im Westen, 65 Mill. t dort; 264 
Mrd. kW h Elektroenergieproduk­
tion in der EWG, 292 Mrd. kW h in 
der Sowjetwirtschaft; 62 Mill. t 
Zement hier, 46 Mill. t dort. An 
„harten“ Gütern halten sich die 
beiden Mächte im Durchschnitt die 
Waage. Nicht weniger bedeutend 
ist, daß sich auch die jährlichen 
Wachstumsraten der Industriepro­
duktion in bem erkenswerter W eise 
angeglichen haben.

Krise im  kom m un istischen  L ager

Diese Entwicklung ist um so be­
merkenswerter, als sie zeitlich mit 
Krisenerscheinungen im kommuni­
stischen Lager zusammenfällt, die 
von weitreichender weltpolitischer 
Bedeutung sind. Jetzt zeigt sich, 
daß die Sowjetunion und ihre Sa­
telliten keineswegs nur allein des­
wegen gegen Krisen gefeit sind, 
weil sie einer sozialistischen W irt­
schaftsordnung den Vorzug geben. 
Nicht nur in der Landwirtschaft ist 
die Produktion ungenügend, son­
dern die Krise macht sich auf allen 
Sektoren der Erzeugung bem erk­
bar, so daß heute schon die Grund­
sätze der W irtschaftsordnung in 
Frage gestellt sind und der Ruf 
laut wird, von der W irtschaft der 
freien W elt zu lernen und sich 
nicht zu scheuen, selbst auch struk­
turelle Kompromisse einzugehen. 
Man versucht auch, den Handel 
mit der sogenannten kapitalisti­
schen W elt zu forcieren, und hofft 
hier und da im kommunistischen

Lager auf Kredite und andere Ver­
günstigungen von seiten des w est­
lichen Europa.

Uber diese Fragen ist es schon 
in den Führungsgremien z. B. der 
SED zu scharfen Kontroversen ge­
kommen. Die Lage wird noch ver­
schärft durch die tiefgreifende 
W irtsdiaftskrise Chinas und durch 
den Bruderstreit, der zwischen Pe­
king und Moskau ausgebrochen 
ist. Damit bricht die Fiktion zu­
sammen, daß kommunistisch re­
gierte S ta a te  immer und von 
N atur aus brüderlich zusammen- 
steben müssen und nicht vonein­
ander zu trennen sind. W er weiß 
— diese Frage erhebt sich ange­
sichts dieser Erfahrung — welche 
Risse und W idersprüche die Zu­
kunft auch im europäischen Bereich 
des kommunistischen Blockes in 
ihrem Schöße verborgen hält?

Unter dem Eindruck dieser Ent­
wicklung ist es nicht zu verw un­
dern, daß die Kommunisten mit 
großer Aufmerksamkeit die Fort­
schritte der EWG verfolgen. Zwie­
spältige Gefühle quälen die Be­
obachter. Schon ist eine w eitrei­
chende, grundsätzliche Auseinan­
dersetzung darüber ausgebrochen, 
wie man die Stärke der Europäi­
schen Gemeinschaft und ihre w ei­
tere Entwicklung zu beurteilen hat.

W ährend auf der Konferenz der 
kommunistischen Wirtschaftswis­
senschaftler, die sich im September 
1962 in Moskau mit den Proble­
men der EWG beschäftigte, die 
V ertreter der französischen KP 
den offenen Kampf gegen die EWG 
verlangten und ein völlig verzerr­
tes Bild von der, Gemeinschaft 
gaben, stellten sich die italieni­
schen Kommunisten auf einen ganz 
anderen Standpunkt. Senator Sereni 
erklärte die französische Haltung

„nicht nur für falsch, sondern für 
schädlich und reaktionär". Der 
Streit trennte jedoch auch die so­
wjetischen W issenschaftler in zwei 
Lager. Der bekannte Nationalökö- 
nom Varga lag auf der Linie 
der Franzosen, Akademiemitglied 
A. A. Arsumanjan schloß sich der 
Meinung der Italiener an. Dabei 
w ar er sogar bereit, das alte 
marxistisch-leninistische Urteil auf­
zugeben, daß der Kapitalismus 
immer notwendig auch eine V er­
elendung des Proletariats und 
einen Rückgang des Lebensstan­
dards mit sich bringt.

Vielleicht noch wichtiger ist es, 
daß heute eine starke Gruppe im 
kommunistischen Lager in der 
EWG die logische Konsequenz der 
gesamten historischen Entwicklung 
in W esteuropa und keineswegs in 
erster Linie „eine Verschwörung 
der europäischen Monopole unter 
dem Befehl W ashingtons" sieht 
und Chruschtschow im vorigen 
Herbst in der Zeitschrift „Probleme 
des Friedens und des Sozialismus" 
Äußerungen gemacht hat, die auf 
seine Bereitschaft schließen lassen, 
eine Zusammenarbeit zwischen 
COMECON und EWG einzuleiten.

D ie S tu n d e  d e r  P o litiker

Das ist die Stunde der Politiker. 
Mögen die Militärs mit gutem 
Recht zur Vorsicht mahnen und 
die W irtschaftler mannigfache Pro­
bleme sehen, der Politiker ist ge­
halten, noch andere Gesichtspunkte 
zu berücksichtigen. Er muß Europa, 
und zwar Gesamteuropa, als Auf­
gabe sehen. Und er muß wissen, 
daß der Eiserne Vorhang auf lange 
Sicht kein endgültiger Limes zu 
sein braucht, sondern daß das w elt­
geschichtliche Ringen um den Raum 
zwischen der Ostgrenze der EWG 
und der W estgrenze Rußlands mit

VEREINSBANK IN HAMBURG
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friedlidien M itteln in dem Maße 
zunimmt, in dem die Europäische 
Gemeinsdiaft ihre Stärke und An- 
ziehimgskraft w eiter entwickelt 
und die Krisen des kommunisti­
schen Systems auf der Tagesord­
nung bleiben.

Dynamische Entwicklungen kön­
nen positive und negative Vorzei­
chen haben. Dabei können günstige 
Kombinationen immer wieder auch

neue Konstellationen bewirken. 
Das bedeutet keineswegs, an eine 
„ewige Feindschaft" gegenüber 
Rußland zu denken. W arum sollte 
dieses großartige Land nicht eines 
Tages zum übrigen Europa, das 
sich langsam zusammenschließt, in 
dasselbe gute V erhältnis eintre- 
ten, wie das heute in den Bezie­
hungen Amerikas zu unserem Kon­
tinent der Fall ist? (W.H.)

Europa muß flexibel bleiben

F ü r  uns ist die EWG eine politi­
sche Notwendigkeit, und bei allen 
Umstellungsnöten und Übergangs­
schwierigkeiten gilt sie als w irt­
schaftlich sinnvoll. W ir wollen sie 
festigen und ausweiten.

D ie M acht d e r  EW G , 
e in  A lp tra u m  . . . ?

In den Entwicklungsländern w er­
den Stimmen der. Sorge darüber 
laut, ob hier nicht ein neuer Koloß 
an Industriemacht entsteht, dessen 
monopolistisches Übergewicht zu 
„neokolonialistischen" Erpressun­

gen mißbraucht werden könne. 
Europäische Zuhörer dieser Besorg­
nisse weisen im allgemeinen dar­
auf hin, daß die Einigung Europas 
nicht aufzuhalten sei. Nach ihrer 
Vollendung könne sie natürlich wie 
jede „gute Sache“ mißbraucht w er­
den, das sei aber nicht mit Sicher­
heit zu erwarten. Die im Grunde 
positive Stellungnahme der italie­
nischen Kommunisten wird oft als 
Argument dafür ins Feld geführt, 
daß man keine voreiligen Schlüsse 
ziehen sollte.

. . . o d er JVunschtraum ?
W er aber davon träumt, daß die 

EWG einen dritten „Block" zwi­
schen den USA und der Sowjet­
union bilden könne, dem eigenes 
politisches und wirtschaftliches Ge­
wicht zukomme, der verstärkt die 
überseeischen Besorgnisse vor ei­
ner künftigen ökonomischen Ag-' 
gressivität und politischen „Dyna­
mik" Europas. Liegt der Akzent der 
EWG auf einem Großraumprotek­
tionismus und nicht im Gegenteil 
auf dem Wunsch zur Überwindung 
wirtschaftlicher und politischer 
Grenzen? Bildet die EWG einen

M arkstein auf dem W ege zu einer 
W iederherstellung der freien W elt­
wirtschaft, oder ist sie ein neuer 
unhandlicher Block, der zusätzliche 
internationale Komplikationen 
schafft?

Die Fragen zeigen, in welcher 
Richtung man argum entieren könn­
te. Man könnte etwa sagen, daß 
die EWG durch britische, irische 
und skandinavische Beitritte w eni­
ger „blockartig" als vielmehr 
flexibler zu werden verspricht. Es 
scheint demnach, daß es in Europa . 
nicht auf die Bildung eines Blocks, 
sondern auf die Auflockerung der 
Fronten ankomme.

Oder soll man ein „starkes Eu­
ropa" auch dann wollen, wenn 
durch seine Gründung der Eiserne 
Vorhang undurchdringlicher ge­
macht wird, w enn jede M anövrier­
fähigkeit erlahmen wird, wenn etwa 
Jugoslavien w ieder fester an die 
Sowjetunion gekettet wird, wenn 
dann auch eines Tages Leipzig und 
M agdeburg von der EWG her als 
Ausland gelten?

E in e  rea lpo litische L ösung
Das amerikanische Interesse an 

der EWG scheint nicht nur darauf 
zu zielen, die W irtschaftspolitik 
gegenüber der Sowjetunion zu 
koordinieren. Am erika w ill sicher 
nicht einen stabilen wirtschaft­
lichen Block zwischen sich und 
die Sowjetunion setzen, son­
dern im Gegenteil eine flexible 
atlantische Wirtschaftsgemeinschaft 
entstehen lassen, die zuerst für 
Österreich und Finnland, später für 
Polen und Jugoslavien und letztlich 
für die Sowjetunion und die Tsche­
choslowakei ein attraktiver Part­
ner ist.

Derartige Möglichkeiten blei­
ben ausgeschlossen, wenn das 
„Blockdenken" an den Anfang aller 
Erwägungen gestellt wird. Der 
Wunsch, „wieder groß" oder sogar 
„noch größer" zu werden, sollte 
nicht V ater der EWG-Politk sein. 
Sie sollte dazu dienen, das Gegen­
einander- oder im Gleichgewicht- 
Großwerden zu verhüten  und die 
W irtschaftsnationalismen zu einer 
W irtschaftsgemeinschaft zu formen. 
Sie sollte vom Zwang sachlicher 
Vernunft her dazu beitragen, die 
Spaltung der W elt in w enige Macht­
blöcke zu überwinden. Die EWG- 
Politik darf nicht gegen die Sowjet­
union und nicht gegen die Ent­
wicklungsländer, schon gar nicht 
gegen die USA gerichtet sein. Sie 
sollte die Basis für ein m ultilate­
rales Zusammenleben im Sinne der 
V ereinten N ationen bilden, in dem 
die Ausschaltung kleiner Streitig­
keiten die Hilfe für schwächere Mit­
glieder der Völkergemeinschaft er­
leichtert, jedoch keineswegs dem 
protektionistischen Eigennutz der 
Starken dient. (-ff-)

FRANKREICH glaubt an eine europäisdie Mission

Schon lange gehört es zu den 
politischen Vorstellungen General 
de Gaulles, über die europäische 
Einigung zu einem neuen Gleichge­
wicht in der W eltpolitik zu gelan­
gen. W enn er sich in  Abkehr von 
seiner eigenen Tradition so ent­
schieden für den europäischen Zu­
sammenschluß einsetzt, dann ge­
schieht es hauptsächlich in dieser 
Perspektive, natürlich verbunden

mit der Erkenntnis, daß die alten 
europäischen N ationalstaaten allein 
keine Rolle m ehr zu spielen ver­
mögen.

D e G au lles w eltpo litische Z ie le  
u n d  T räum ere ien

Der französische Präsident war 
sogar m itunter der Versuchung aus­
gesetzt, Europa in eine dritte Kraft 
zu verwcLndeln, in einen selbständi­
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gen Maditblock zwischen der 
Sowjetunion und den USA. Von 
diesem Gedanken kam er inzwi- 
sdven wieder ab, wenn er ihn viel- 
leidit auch persönlich nicht ganz 
fallen ließ, hauptsächlich weil er 
hiermit in seinem eigenen Lande 
auf erheblichen W iderstand stieß 
und es außerdem für Europa höchst 
unrealistisch wäre, sich von Ameri­
ka irgendwie zu trennen. Für lange 
Zeit muß diese Priorität der west­
lichen Solidarität anerkannt w er­
den. General de Gaulle besitzt 
allerdings die Eigenart, m itunter 
noch weiter vorausdenken zu kön­
nen. Sein Europa der dritten Kraft 
ist so in Beziehung zu setzen zu 
seiner Idee eines Europas vom At­
lantik zum Ural, falls eines Tages 
der Konflikt mit China der Sowjet­
union das europäische Bewußtsein 
zurückgibt.

Seine Sorgen  um E uropa

Was die unm ittelbare politische 
Wirklichkeit betrifft, besteht in 
Frankreich eine weitgehende Über­
einstimmung in dem Wunsch, daß 
ein geeintes Europa innerhalb der 
atlantischen Allianz — mit oder 
ohne Großbritannien — als gleich­
berechtigter Partner der USA in 
Erscheinung tritt. Sofern von einem 
internationalen Gleichgewicht in 
Zusammenhang mit der europäi­
schen Einigung die Rede ist, wird 
es weniger weltpolitisch verstan­
den als innerhalb des westlichen 
Lagers. Dahinter verstecken sich 
allerdings gewisse weltpolitische 
Befürchtungen. Frankreich, die Re­

gierung ebenso w ie die Opposition, 
ist davon überzeugt, daß die USA 
und die Sowjetunion einem Tête-à- 
tête zustreben und versucht sein 
könnten, die großen Fragen allein, 
ja  sogar auf Kosten Europas zu 
regeln.

Die europäischen Staaten müßten 
daher alles unternehmen, um sich 
ein Mitspracherecht zu sichern. In 
diesem Punkte wächst die ange­
strebte europäische Eigenpersön­
lichkeit über den westlichen Soli­
daritätsrahm en hinaus, mit dem 
Bestreben, Europa bei einer grund­
legenden sowjetisch-amerikani- 
schen Verhandlung mehr als ein in­
direktes Mitspracherecht zu sichern. 
Niemand zweifelt daran, daß Euro­
pa durchaus in  der Lage ist, sich 
entsprechend durchzusetzen, wenn 
es seine nationalen Schatten über­
springt und sich dazu entschließt, 
eine weltpolitische Verantwortung 
zu übernehmen.

Eine Beteiligung Großbritanniens 
erscheint hierfür weniger unent­
behrlich als die Herauskristallisde- 
rung eines echten politischen W il­
lens innerhalb der Partnerstaaten 
des Gemeinsamen M arktes. Eiiügen 
von ihnen wirft d ie  französische 
Diplomatie vor, allzu merkantili- 
stisch zu denken und allzugern die 
weltpolitische Verantwortung den 
USA zu überlassen. Dieser Vorwurf 
gilt vor allem Holland und Belgien, 
während man gegenüber Italien 
Zweifel hegt. Es könnte allzusehr 
mit sich selbst beschäftigt sein und 
sich zusätzlich mit einigen unter­

geordneten Kombinationen, vor 
allem im M ittelmeerraum, begnü­
gen. Dies erklärt das starke Be­
mühen General de Gaulles um die 
deutsch-französische Solidarität. 
Die Bundesrepublik kann sich nur 
schwer der weltpolitischen V erant­
wortung entziehen, selbst wenn sie 
es nach französischer Ansicht auch 
gern täte. Der deutsch-französische 
Kern wird benötigt, um die Grund­
lage für eine selbständige europäi­
sche Persönlichkeit zu schaffen.

D ie w irtscha ftlichen  C hancen  
eines g ee in ten  E uropas

Es gehört ferner zu den Bestre­
bungen der französischen Politik, 
den europäischen M inderwertig­
keitskomplex zu bekämpfen. W es­
halb sollten die Länder des Gemein­
samen M arktes bei vernünftiger 
Ausnützung ihres W irtschaftspoten­
tials nicht in der Lage sein, auf 
allen Gebieten die gleichen Ergeb­
nisse zu erzielen wie die USA oder 
die Sowjetunion? Das Gewicht des 
Gemeinsamen M arktes wird augen­
blicklich von der Außenwelt viel 
stärker empfunden und viel richti­
ger gewürdigt als von seinen eige­
nen Mitgliedern. Europa besitzt 
sehr wertvolle Trümpfe, nicht zu­
letzt dank seiner Assoziierung mit 
Afrika. Es besteht keine Veranlas­
sung, sie nicht in  geeigneter Form 
weltpolitisch auszunutzen.

Nicht die geringsten Zweifel be­
stehen an den wirtschaftlichen Mög­
lichkeiten eines geeinten Europas, 
wobei man sich hierfür um die

Ein Gespräch 
zählt mehr 

als 100 Briefe

Auf der Internationalen Frankfurter Frühjahrsmesse 
haben Sie Gelegenheit, mit ca. 3000 marktbedeu­
tenden Ausstellern aus dem In- und Ausland ins Ge­
spräch zu kommen. Im direkten, vertraulichen Kontakt 
mit interessanten Anbietern können Sie sich über neue 
Entwicklungen, über modische Tendenzen, über Lie­
ferfristen und Zahlungsbedingungen gründlich unter­
richten. Das persönliche Messegespräch verschafft 
Ihnen ein Höchstmaß an aktueller Information und an 
Marktübersicht. — Sie wissen mehr und können 
Ihre Dispositionen sicherer treffen, wenn Sie die 
Internationale Frankfurter Frühjahrsmesse besuchen. 
Messe-Ausweise Im Vorverkauf billiger!

Internationale Frankfurter Messe 17. -  21. Februar 1963
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etwaige britiscfae Beteiligung nodi 
weniger sorgt als im politischen 
Bereich. Die breite französische 
Öffentlichkeit betraditet es als 
selbstverständlidi, daß der Gemein­
same M arkt als gleichbereditigter 
W irtsdiaftspartner mit den USA 
verhandelt, dem Ostblock, entge­
gentritt oder seine Rolle in Süd­
am erika sowie ganz allgemein in 
der Entwicklungshilfe spielt. Nie­
mand hält es für erforderlich, eine 
Untersuchung anzustellen, ob der 
Gemeinsame M arkt innerlich stark 
genug ist, um auf die Dauer einer 
derartig umfassenden Aufgabe ge­
recht zu werden. Die Antwort auf 
diese Frage steht für alle von An­
fang an fest.

Die Europäische W irtschaftsge­
meinschaft muß natürlich um Voll­
beschäftigung und ständige Expan­
sion bemüht sein. Die Kraft ihrer 
Dynamik hängt nach französischer 
Überzeugung nur von ihrem eige­
nen wirtschaftspolitischen Willen 
ab. Alle anderen Voraussetzungen 
sind restlos gegeben. Eine Bestäti­
gung findet die These in dem zu­
nehmenden amerikanischen Be­
mühen um eine engere Zusammen­
arbeit mit Europa. Handels- und 
währungspolitisch . haben sich die 
Rollen vertauscht. Die USA sind 
nunmehr in einem nicht zu unter­
schätzenden Ausmaße auf die 
europäische Unterstützung ange­
wiesen. Selbstverständlich braucht 
dies kein Dauerzustand zu sein. Die 
vernünftigen Beobachter sind sich 
auch der w eiteren starken Ab­
hängigkeit des europäischen W ohl­
standes von der amerikanischen 
Konjunktur im klaren. Um so drin­
gender bestehen sie auf einer ziel­
bewußten und einheitlichen euro­
päischen Wirtschaftspolitik, wobei 
das Schwergewicht nicht auf kurz­
fristigen Entscheidungen, sondern 
auf langfristiger Vorschau liegt.

N ich t fr e i von  na tio n a len  
E m p fin d lich ke iten

Allerdings m angelt es auch nicht 
an W idersprüdien. Frankreich will 
zwar Europa eine starke Eigenper­
sönlichkeit geben, es ist aber nicht 
ganz frei von nationalen Empfind­
lichkeiten und Wünschen. Es ent­
steht so allzu leicht der Eindruck, 
daß für de Gaulle Europa je  nach 
dem Augenblick eine doppelte

Rolle zu spielen hat. Die eine ent­
spricht dem Ideal der europäischen 
Einheit und dem sich hieraus erge­
benden Gemeinschaftsgeist, die 
andere w äre aber viel weniger 
schön, denn Europa könnte von de ‘ 
Gaulle als W erkzeug für seine . 
eigene Machtpolitik benützt wer­
den. Es ist klar, daß die zweite 
Rolle der Vergangenheit angehört 
und von den verantwortlichen poli­
tischen Kreisen Frankreichs als 
Verirrung angesehen wird. Der 
französische Präsident ist realistisch 
genug, um sich im entscheidenden 
Augenblick von seinen traditionel­
len Träumereien, die er sich als 
Privatmann zweifellos m itunter 
noch gern leistet, nicht beeinflus­
sen zu lassen.

Nicht zuletzt aus diesem Grunde 
unterstützte Frankreich bisher alle 
europäischen Entscheidungen, die 
die Eigenpersönlichkeit des Ge­
meinsamen M arktes nach außen 
hin stärken, selbst wenn sie, der 
Grundtheorie General de Gaulles 
widersprechend, die nationale 
Souveränität wesentlich einschrän­
ken. Dies gilt zweifellos für die ge­
meinsame Agrarpolitik. In gleicher 
Richtung läuft die gemeinsame Han­
delspolitik sowie das Bemühen um 
eine europäische Währungsunion. 
Innerlich entschied sich Frankreich 
ohne Zweifel — die öffentliche Mei- 
ru n g  viel stärker und eindeutiger 
als General de Gaulle — für die 
europäische Mission und gegen die 
Nationalpolitik. , (fr.)

GRQSSBRITANNIEN: Von der Zollunion zur politisdien Union

Londpn, den 7.1.1963

M a n  kann nun nicht gerade sagen, 
daß die Engländer über den Verlauf 
der Brüsseler Verhandlungen be­
geistert sind. Die wirtschaftlichen 
H indernisse werden jedoch lang­
sam aus dem W eg geräumt, und die 
ausgehandelten Bedingungen für 
Englands Beitritt erweisen sich, 
wenn nicht gerade als vorteilhaft, 
so doch zumindest als annehmbar. 
Aber es w ird allmählich auch dem 
Laien klar, daß es sich hier um 
mehr handelt als um eine Zoll­
union, nämlich um eine W irt­
schaftsunion, die — mit oder ohne 
Großbritannien, über eine Föde­
ration oder Konföderation — früher 
oder später zu einer politischen 
Union führen muß.

B ew u n d eru n g  u n d  M iß tra u en

Die Dynamik der Europäischen 
W irtschaftsgemeinschaft erregt die 
Bewunderung des Engländers, aber 
auch sein Mißtrauen, und er fragt 
sich, was denn England alles an 
politischer und wirtschaftspoliti­
scher Selbstständigkeit dem neuen 
Gebilde zu überantw orten hat, das 
nach den Vorstellungen mancher 
Europäer eine dritte, den USA und 
der Sowjetunion ebenbürtige W elt­
macht werden soll. Die Idee, daß 
Großbritannien, nachdem es sich 
seit dem Kriege unter großen 
Mühen und Kosten seiner Empire-

Verbindlichkeiten entledigt hat, nun 
neue weitreichende Verpflichtun­
gen zugunsten einer zur Zeit noch 
recht .nebelhaften V orstellung von 
der Gestaltung W esteuropas einge- 
hen soll, erscheint ihm einfach 
phantastisch.

A nspruch  a u f  W eltm ach tsta tus?

Der Status einer Weltmacht • er­
fordert eine starke Zentralgewalt, 
wie sie in der W irtschaftsgemein­
schaft noch nicht besteht, und diese 
wiederum bedarf nach englischer 
Vorstellung ständiger parlam enta­
risch-demokratischer Kontrolle, für 
die einstweilen nicht einmal die 
technischen V oraussetzungen be­
stehen. Die führenden Länder der 
Gemeinschaft w erden von älteren 
Staatsm ännern regiert, deren eigen­
willige autoritäre M ethoden dem 
britischen Beobachter als Negation 
parlam entarischer Demokratie er­
scheinen und starke Zweifel an der 
inneren Stabilität und Kontinuität 
ihrer Regime erwecken. Ein An­
spruch auf W eltm achtstatus erfor­
dert auch, w ie man in England aus 
eigener Erfahrung nur zu gut weiß, 
immense Ausgaben für nukleare 
Fernwaffen, die schnell veralten, 
regelmäßig ersetzt und auf lange 
Sicht vorgeplant werden müssen. 
Der Besitz solch kostspieliger Waf­
fen w ürde W esteuropa aber noch 
immer nicht Gleichheit mit den USA
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sichern, weil die Nadibarsdiaft mit 
dem Ostblodc besondere Probleme 
schafft. Die W irtsdiaftsgem einsdiaft 
bliebe dodi auf den atlantischen 
Bundesgenossen angewiesen, könn­
te ihn wohl finanziell und militä­
risch entlasten und entsprechende 
Berücksichtigung ihrer spezifischen 
Interessen erwarten, aber kaum 
eine wirklich unabhängige Politik 
gegenüber dem Osten betreiben.

Englands Beitritt zur W irtschafts­
gemeinschaft erfordert, wie seine 
Befürworter und Gegner gleicher­
maßen anerkennen, auf alle Fälle 
ein gewisses Maß von britischer 
Identifizierung mit den Interessen 
Kontinentaleuropas, selbst wenn 
sie nichts mit Englands eigenen Be­
langen zu tun haben. Gegenüber 
dem Ostblock brauchten w eder 
Großbritannien noch die kontinen­
talen Mitglieder der EWG eine 
andere Politik zu betreiben, als 
ihnen bereits auf Grund des N ord­
atlantik-Bündnisses obliegt.

SoTge u m  N eoko lon ia lism us

Was die blockfreien Überseelän­
der anbetrifft, so würde England 
aber als Mitglied eines Europa­
blocks, auch wenn ihm europäische 
Neutrale angegliedert sind, in den 
farbigen Commonwealth-Staaten 
bei allem V erständniss für seine 
•wirtschaftlichen Nöte unweigerlich 
den Verdacht „neokolonialistischer“ 
Machtpläne auslösen, während sich 
die weißen Commonwealth-Länder 
für den Fall des britischen Beitritts 
zum Gemeinsamen M arkt ausdrück­
lich ihre Handlungsfreiheit Vorbe­
halten haben. Das Argument, daß 
die Wirtschaftsgemeinschaft und 
das Commonwealth in Ziel und 
Struktur so verschieden sind, daß 
Großbritannien beiden ohne Beein­
trächtigung des anderen angehören 
kann, ist bislang nicht bewiesen.

Die europäische „dritte Macht" 
müßte gewärtigen, in Afrika, dem 
Nahen Osten und Südasien zu 
Recht oder Unrecht auf ähnlichen 
Argwohn zu stoßen wie W ashing­
ton in Lateinamerika, es sei denn, 
daß der Wunsch nach Zusammen­
arbeit auf der Grundlage der Gleich­
berechtigung von vornherein in 
vollem Umfang respektiert wird. 
Deshalb legen die britischen U nter­

händler in Brüssel so großen W ert 
darauf, daß, wenn die Common­
w ealth-Prioritäten aufhören, diese 
sofort durch W eltrohstoffabkom­
men abgelöst werden. Ebenso 
wünscht man in London, daß durch 
Englands Beitritt nicht ein Vakuum 
für die anderen europäischen 
A ußenseiter der W irtschaftsgemein­
schaft entsteht, sondern ihre Stel­
lung sofort präzisiert wird.

B e fr ied ig en d er  B eg in n

In anderer Hinsicht neigt man 
aber in England dazu, künftige 
Probleme hinsichtlich des V erhält­
nisses zu äußeren Mächten nicht 
vorwegzunehmen. Nachdem die 
Zollunion der Sechs erfolgreich 
arbeitet, sind die ersten Schritte zu 
einer einheitlichen m onetären Poli­
tik  und einer Einheitswährung be­
reits erfolgt. Die Idee, gemeinsame 
W ährungsreserven einzurichten, 
liegt auf der Hand. Auf dem Gebiet 
der Energie- und Atompolitik, in 
den V erträgen von Paris und Rom 
zunächst überhaupt nicht erwähnt, 
gibt es ebenfalls Ansätze zur Zu­
sammenarbeit. Es ist keineswegs 
unwahrscheinlich, daß das Beispiel 
der Kohle- und Stahlunion zu ähn­
lichen übernationalen Syndikaten in 
anderen Wirtschaftszweigen, die an 
Ü berkapazität leiden, führen wird. 
Die A grarverhandlungen haben ge­
zeigt, wie ähnlich die Probleme in 
den verschiedenen Ländern sind 
und es sich oft im Grunde nur

darum handelt, die technischen Me­
thoden zu ihrer Lösung auf einen 
Nenner zu bringen.

W ie eine Zollunion unverm eid­
lich zu einer W irtschaftsunion führt, 

"so müssen ähnliche Taktiken und 
Praktiken auch zu ähnlicher S trate­
gie und Politik führen. Die Befür­
w orter britischer Mitgliedschaft in 
der Wirtschaftsgemeinschaft glau­
ben deshalb, daß die ersten Schritte 
der Zusammenarbeit fast automa­
tisch zu einer vollen Union führen 
werden, und wenn dabei auch der 
Wunsch V ater des Gedanken sein 
mag, so pflichten ihnen doch we­
niger parteiische Beobachter inso­
fern bei, als sie die heißen Eisen 
der rein  politischen Probleme etwas 
abkühlen lassen wollen, bevor sie 
sie aufgreifen.

W esteuropas Stellung in  der 
W elt wird schließlich maßgeblich 
von seiner innenpolitischen und 
wirtschaftlichen Kraft abhängen, 
von der Freiheit, Demokratie und 
Stabilität seiner Institutionen, von 
der Bewältigung innerer Spannun­
gen ebenso wie von seiner Fähig­
keit, zur Lösung von W eltpro­
blemen, insbesondere in den unter­
entwickelten Kontinenten, beizu­
tragen. Es w äre tragisch, wenn , das 
wirtschaftlich w iedererstarkte W est­
europa seine W eltgeltung verspie­
len würde, indem es sich zu sehr 
auf innereuropäische Interessen 
konzentriert. (A.)

ITALIEN: Freizügigkeit für die EWG

A u f der M inisterkonferenz in 
Messina im Jah re  1955 wurde 
die Idee eines europäischen „Ge­
meinsamen M arktes“ entwickelt, 
die dann 1957 in den „Rom-Ver­
trägen“ konkrete Gestalt anneh­
men sollte. Es ist kein Zufall, daß 
beide M ale die Verhandlungen 
auf italienischem Boden stattfan­
den. W ar doch damals die italieni­
sche Regierung angesichts der auf- , 
kommenden Bedrohung durch den 
Ostblock, aber auch im Hinblick 
auf die schwierige W irtschaftslage, 
die durch karge Rohstoffquellen 
und große A rbeitslosigkeit gekenn­
zeichnet war, entscheidend an

einem möglichst engen Zusammen­
schluß mit Zentraleuropa inter­
essiert.

In teg ra tio n  so ll dem okra tisch  
von  u n ten  w achsen

Durch die Rom-Verträge hat der 
europäische Gedanke allerdings 
ein besonderes Gesicht bekommen: 
die Verschmelzung der Partner­
länder zu einem einheitlichen Ge­
bilde wird darin nidit ausschließ­
lich als Politikum betrachtet, son­
dern vor allem als wirtschaftspoli­
tisches Problem. Die Integration soll 
nicht mehr von oben herab diktiert, 
sondern auf demokratische W eise
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von unten organisch aufgebaut w er­
den. Das wirtschaftliche Geschehen 
soll dabei auf die politische Ent­
wicklung in dem Sinne einwirken, 
daß es eines Tages den politischen 
Zusammenschluß erzwingt.

W irtschaftliche D yn a m ik :
K e in e  A n g s t vo r R ezessionen

Der „Gemeinsame M arkt" hat 
bisher auf wirtschaftlichem Gebiet 
eine recht erhebliche Dynamik ent­
wickelt: der Abbau von Kontingen­
ten und Zollschranken hat bereits 
entscheidend zu einer Intensivie­
rung der Wirtschaftsbeziehungen 
zwischen den Partnerländern beige­
tragen. Dies bestätigen nicht nur 
die Zuwachsraten des gegenseitigen 
W arenaustausches. Das derzeitige 
W ohlstandsniveau und der Grad 
der W irtschaftsintegration steigen 
ständig. Die Gemeinschaft der Sechs 
verfügt heute über ein W irtschafts­
potential, das sich mit dem der 
USA und der UdSSR durchaus 
messen kann. Sicher, sie ist beiden 
schon allein wegen ihrer Abhän­
gigkeit von fremden Rohstoffquel­
len noch unterlegen, aber sie holt 
ständig auf.

Aus der Feststellung, daß der 
Gemeinsame M arkt auf die Dritt­
länder angewiesen ist, ergibt sich 
nach offizieller italienischer Auffas­
sung die Notwendigkeit, ihn in den 
größeren Rahmen der freien W elt­
wirtschaft einzubauen. Eine Ab­
kapselung w äre fatal! Die A utarkie­
bestrebungen der faschistischen 
Ära haben eine zu schwarze Er­
innerung hinterlassen, als daß man 
sie wieder hervorgezogen sehen 
möchte. N ur auf der Grundlage des 
gegenseitigen Gebens und Nehmens 
über die Grenzen der EWG hin­
weg könnten der W irtschaft die für 
sie erforderlichen Impulse verm it­
telt werden.

Rezessionserscheinungen, wie sie 
seit einiger Zeit beispielsweise in 
der Bundesrepublik Deutschland zu 
verzeichnen sind, werden in Rom 
keine nachhaltigen W irkungen bei­
gemessen — vielleicht, weil die 
italienische W irtschaft noch unter 
dem Eindruck der Hochkonjunktur 
steht. In römischen Regierungs­
kreisen ist man überhaupt der Mei­
nung, daß es bei dem derzeitigen 
technischen Entwicklungstempo

müßig scheint, sich hinsichtlich der 
W irtschaftsentwicklung allzu große 
Sorgen zu machen. Noch stehe man 
in einer Expansionsphase: Die Part­
ner verfügten einerseits noch über 
ungenutzte Reserven (Mezzogiorno 
usw.), andererseits stiegen jeden 
Tag d ie ' Absatzmöglichkeiten in 
den Entwicklungsländern parallel 
mit der Hebung des dortigen 
Lebensstandards. So ist beispiels­
weise die Prognose einer Gruppe ■ 
von EWG-Experten, nach der die 
europäische Automobilindustrie im 
Jahre 1965 in ernste Absatzschwie­
rigkeiten geraten werde, m it V or­
behalt aufgenommen worden.

F re izüg igke it g ib t K r a ft

Freizügigkeit, das ist nach italie­
nischer Meinung das Zauberwort, 
das der EWG weiterhin Kraft ver­
leihen wird. Es soll auch bestim ­
mend für die Beziehungen zu den 
Entwicklungsländern sein. Selbst­
verständlich ist die EWG auf gute 
Beziehungen zu diesen Ländern 
angewiesen, wenn sie sich die Roh­
stoffversorgung und die Absatz­
m ärkte sichern will. Die Behörden 
in Brüssel sind aber gleichzeitig 
ehrlich darum bemüht, auch den 
Wünschen der Entwicklungsländer 
entgegenzukommen.

So sind die Assoziierungsver­
träge mit den afrikanischen Staa­
ten  dahingehend abgefaßt, daß die 
M onokulturen Schritt für Schritt ab­
gebaut werden sollen, um den W eg 
für eine breite, differenziertere 
Produktionsbasis frei zu machen. 
Man ist sogar so weit gegangen, 
ihnen das Recht einzuräumen, ihre 
neuen Industrien mit Schutzzöllen 
zu umgeben; Brüssel hat ihnen so­
gar die Zollvorteile ohne Einschrän­
kung zugestanden. Als letztes Hilfs­
mittel sei der von der Gemein­
schaft eingerichtete Fonds erwähnt, 
aus dem im Laufe von fünf Jahren 
800 Mill. $ zugunsten der assoziier­
ten Entwicklungsländer bereitge­
stellt werden (nachdem bereits 
581 Mill. $ zur Verfügung gestellt 
worden sind).

Von diesen Ländern ist das Ver­
halten der Gemeinschaft als „fair“ 
anerkannt worden: dies geht schon 
allein daraus hervor, daß Gebiete, 
die seinerzeit als Kolonien der 
Partnerländer dem Gemeinsamen

M arkt angeschlossen wurden, nach 
ihrer Unabhängigkeitserklärung um 
den Assoziierungsstatus nachge­
sucht haben. Die EWG übt durch ihr 
verständnisvolles Bemühen um 
diese partnerschaftliche Zusammen­
arbeit eine Funktion von erheb­
licher Bedeutung aus, die wohl ent­
scheidend zur Überwindung des 
„Odium des Kolonialismus“ bei­
tragen wird.

P ositive  S te llu n g
zu m  E in tr itt G roßbritann iens

Im Hinblick auf die oben ausge­
führten wirtschaftlichen Gründe, 
aber auch mit Rücksicht auf politi­
sche Überlegungen steht Italien 
dem Eintritt Großbritanniens in die 
EWG positiv gegenüber: dem Ost­
block, als dem großen Gegenspie­
ler der Gemeinschaft, läßt sich kein 
„Kleineuropa" entgegenhalten. Will 
m an ihm gegenüber bestehen, muß 
möglichst eine gesamteuropäische 
Lösung verwirklicht werden; ohne 
England geht es auf keinen FaU.

Der Beitritt Englands bedeutet 
außerdem eine stärkere V erknüp­
fung Europas m it dem Common­
wealth, was ja  gerade im Interesse 
einer Ausweitung des Gemeinsa­
men M arktes liegt. England verfügt 
ferner über eine Schicht geschulter 
politischer Führungskräfte und 
über eine jahrhundertealte Erfah­
rung im V erhandeln auf weltweiter 
Ebene; beides kann den Brüsseler 
Behörden zugute kommen. Die Vor­
teile eines Beitritts Großbritanniens
— so wird von kom petenter italie­
nischer Seite erk lärt — seien es 
sogar wert, daß man dabei Opfer 
in Kauf nimmt.

Diesem Standpunkt haben sich
— im Gegensatz zu ihren englischen 
Gesinnungsgenossen — auch die 
italienischen Sozialisten (gedacht 
ist vornehmlicäi an Nennis Partito 
Socialista Italiano, PSI, aber auch 
an die zahlenmäßig nicht ins Ge­
wicht fallenden Saragat-Sozial- 
demokraten) angeschlossen. Als die 
Rom-Verträge dem Parlam ent zur 
Annahm e vorgelegt worden waren, 
hatten  sich die PSI-Sozialisten 
trotz ih rer engen Beziehungen zu 
den Kommunisten, die sich geschlos­
sen gegen eine Aufnahme Englands 
aussprachen, der Stimme enthalten.
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Vorsichtigerweise wollten sie da­
mals „wait and see". Heute hat 
der PSI einer englahdfreundlichen 
EWG-Politik ausdrücklich seine Zu­
stimmung gegeben. Daß seine wirt- 
sdiaftspolitiscfae Konzeption nicht 
mit der der Gemeinschaft überein­
stimmt, stört ihn dabei nicht. V iel­
leicht hofft er, auf die Entscheidun­
gen in Brüssel auf diese W eise 
leichter Einfluß nehmen zu können. 
Weldier Vertrag ist nicht interpre- 
tierbar?

Daß in der Tat bereits erhebliche 
Meinungsverschiedenheiten beste­
hen, hat die Diskussion über das 
Aktionsprogramm der EWG-Kom- 
mission gezeigt. Von Prof. Erhard 
ist dieses Programm bekanntlich 
auf der EWG-Ministerkonferenz in 
Straßburg aufs schärfste mit der Be­
gründung angegriffen worden, daß 
es mit dem freiwirtschaftlichen 
Geiste der Rom-Verträge nicht ver­
einbar sei. Auf italienischer Seite 
steht man dieser Initiative nicht so 
ablehnend gegenüber w ie der 
deutsche W irtschaftsminister: in
einer Gemeinschaft, deren Ziel die 
Arbeitsteilung nach dem Prinzip 
der Koordinierung und Spezialisie­
rung ist, ist eine gewisse Program­
mierung unerläßlich. Sie soll die 
Richtung aufzeigen, in der die Pro­
duktivkräfte anzuregen sind.

Die Einstellung der Behörden in 
Rom besagt also: nidxt Planung, 
sondern ein Rahmenprogramm, das 
die Freiheit des M arktes und der 
Unternehmer gewährleistet. H ier­
gegen läßt sich nichts einwenden. 
Es stimmt nur nachdenklich, daß 
die von Minister La Malfa für die 
italienische W irtschaft entwickelten 
Grundsätze gerade auf dem Gebiet 
der nationalen W irtschaftsprogram­
me dirigistische Züge aufweisen. 
Sollte etwa die linke Hand nicht 
wissen, was die rechte tut?

D ie po litische K o n zep tio n

Eine klare Konzeption Roms ver­
mißt man auch hinsichtlich des End­
zieles: der politischen Integration 
Man pflegt, auf vage Formulierun­
gen aüszuweichen oder hüllt sich in 
Schweigen. W as könnte man aller­
dings schon anderes tun? Italien 
hat bei den vielen innenpolitischen 
Schwierigkeiten nicht die Absicht,

sich auch noch zum W ortführer 
einer politischen supranationalen 
Integrationsbewegung zu machen. 
Es w äre hingegen jederzeit bereit, 
an der Verwirklichung einer „ver-

nünftigen Lösung" mitzuarbeiten. 
Das bedeutet aber: Verzicht auf 
Souveränitätsrechte. W er wird es 
da schon wagen, die Initiative zu 
ergreifen? (G. F.-H.),

NIEDERLANDE: Spezialisierung auf den Verkehr

D ie  Niederlande haben die EWG 
nicht in erster Linie auf Grund 
ihrer eventuellen wirtschaftlichen 
Möglichkeiten, sondern vor allen 
Dingen als ein zeitgegebenes Poli­
tikum akzeptiert.

D er B lick  zu m  M eer

W enn man in den Niederlanden 
die im Begriff „EWG" verkörper­
ten Integrationsbestrebungen nicht 
immer so recht verstehen will, so 
tragen vornehm lidi eine Reihe 

von Bedenken auf wirtschaftlichem 
Gebiet Schuld daran. Dieses ur­
sprünglich arme Land, das mehr 
W asser als Land, eine große Be­
völkerungsdichte und kaum Boden­
schätze besitzt, hat sich schon vor 
m ehreren Jahrhunderten notge­
zwungen dem Meere, dem Handel 
und V erkehr zugewandt, und die­
ser Umstand hat die Gesinnung 
der N iederländer geprägt. Da das 
Land die Menschen früher nicht 
ernähren konnte, wurden die Nie­
derländer zu Kosmopoliten, die 
sich in economicis nun einmal 
nicht auf Gedeih und Verderb mit 
dem Kontinent verbunden fühlen 
konnten, sondern immer mit min­
destens einem Auge auf das Meer 
schauen mußten. Diese Gesinnung 
hat sich trotz der intensivierten 
Agrarwirtschaft und der kräftigen 
Industrialisierung bis zum heuti­
gen Tage behauptet.

Bedenkt man nun, daß die Ge­
schichte die N iederländer zu Spe­
zialisten im internationalen Ver­
kehr und Handel gemacht hat, 
wird ihre leise Zurückhaltung, 
nicht gegenüber den Grundsätzen 
des Rom-Vertrags, sondern im 
Hinblick auf verschiedene Bestre­
bungen innerhalb der EWG ver­
ständlich. Grundsätzlich erklärt 
man sich hierzulande mit dem In­
halt des EWG-Vertrages, insbe­
sondere mit dessen Forderungen 
nach internationaler Arbeitsteilung,

einverstanden. Einige national- 
egoistische Tendenzen in der bis­
herigen EWG-Politik verursachen 
jedoch ernsthafte Sorgen. Hier 
dürfte auch — abgesehen von poli­
tischen Erwägungen — die W urzel 
des unbedingten niederländischen 
Wunsches liegen, daß Großbritan­
nien der EWG beitreten soll, da 
man so zumindest eine Lockerung 
der Kontinentalgesinnung der bei­
den Großmächte der Gemeinschaft 
erhofft und erwartet.

A u ta rk isch e  T endenzen  u n n ö tig

Es ist daher verständlich, daß 
die Niederländer jegliche A utarkie­
bestrebungen in der EWG vorbe­
haltlos ablehnen. Sie fühlen sich 
aber in dieser Haltung auf Grund 
ihrer geographischen und w irt­
schaftlichen Lage noch immer nicht 
ganz beruhigt, wenn sie die offen­
sichtliche Macht einer „grünen 
F ront“ beobachten. Man hält autar­
kische Tendenzen auch überhaupt 
nicht für nötig, weil man ^  vor 
allem in der Industrie — davon 
überzeugt ist, daß die Errichtung 
des Gemeinsamen M arktes das 
W ohlstandsniveau der betreffenden 
Völker durch eine verbesserte Ar­
beitsteilung in der EWG, aber auch 
in den überseeischen Ländern und 
Gebieten weiterhin steigern kann. 
Außerdem wird der gemeinsame 
Außenzolltarif sich weniger pro- 
hibitiv auswirken als die ursprüng­
lichen Tarife der Sechs.

Die anfänglich geographisch be­
schränkt geplante W irtschaftsinte­
gration kann sich wie ein Kataly­
sator auswirken und wie ein Öl­
fleck über die W eltm eere auf große 
W irtschaftsräume ausdehnen. Die 
Entwicklung des Überseehandels 
und - V e r k e h r s  zwischen einem sich 
integrierenden Europa und anderen 
Teilen der Erde wird durchaus 
optimistisch beurteilt, schon des­
halb, weil durch diese intensivere
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wirtsdiaftlidie Verflechtung Euro­
pas mit den überseeischen Staaten 
bedeutende, zusätzliche Absatz­
möglichkeiten erschlossen werden 
können.

Es handelt sidi hier gewiß nicht 
um niederländische Wunschträume, 
denn zum Teil sind die h ier als 
Möglichkeiten erwähnten Umstände 
bereits eingetreten.

Es liegt auf der Hand, daß die 
Lage der niederländischen V er­
kehrsträger und Häfen in diesen 
hypothetischen Überlegungen eine 
wichtige Rolle spielt. Die im Ver­
kehrssektor dem Ausland erwie­
senen Dienstleistungen stellen nun 
einmal eine der hauptsächlichen 
niederländischen Exportmöglichkei­
ten dar, die einem Ausgleich zwi­
schen der Zahlungsbilanz und der 
strukturell ungünstigen Handels­
bilanz dienen sollen. Das gesamte 
niederländische Verkehrswesen 
würde von einer Ausdehnung des 
Überseehandels profitieren.

Doch abgesehen von den mit 
jeder Integration verbundenen 
Schwerpunktverlagerungen im Han­
del und Verkehr, bedeutet eine 
gewaltige Industrie-Ausdehnung im 
EWG-Raum noch nicht ohne wei­
teres, daß die niederländischen 
Seehäfen allein auf Grund ihrer 
anerkannt günstigen geographi­

schen Lage auch eine entspre­
chende Steigerung ihrer A ktivi­
täten erfahren werden. Die W irt­
schaftsentwicklung vollzieht sich 
nämlich einerseits auch außerhalb 
des westeuropäischen Industrie­
raumes sehr schnell, während an­
dererseits Entwicklungen, wie zum 
Beispiel die Einrichtung von Pipe­
lines, den W irkungskreis der mit 
dem Wachstum der w esteuropäi­
schen Industrie verbundenen V er­
kehrswege und -m ittel verlagern  
können. Außerdem dürfte sich auch 
in anderen Teilen Europas der Be­
darf an guten V erkehrsverbindun­
gen mit Übersee ergeben, für den 
die niederländischen Seehäfen w e­
niger günstig liegen.

W eltw eite  D yn a m ik

Die niederländische W irtschaft 
geht ebenso wenig wie die nieder­
ländische Politik einer problem­
losen Zukunft entgegen. Das dürfte 
aber auch für die Partnerstaaten 
gelten, und darin dürfte wieder 
eine Gewähr dafür liegen, daß die 
Gemeinschaft freier europäischer 
Staaten neben den ihr immanenten 
Kräften auch daraus eine ausrei­
chende Dynamik aufbringen wird, 
um sich behaupten zu können.

W enn man nun der Frage auf 
den Grund geht, wie man sich in 
den Niederlanden ein Gleichge­

wicht zwischen EWG; USA und 
UdSSR vorzustellen hat, so muß 
man feststellen, daß sich um die­
ses Problem kaum Gedanken ge­
macht werden, jedenfalls nicht — 
und das kann als repräsentativ  für 
alle N iederländer gelten — um 
die ökonomische Seite dieses Pro­
blems. W enn man sogar die EWG 
nicht als End- oder Selbstzweck, 
sondern als dynamischen Faktor 
im W eltgeschehen betrachtet, der 
nur bestehen kann, weil es „drau­
ßen" ebenfalls wirtschaftliche Zu­
sammenschlüsse oder Blocks gibt, 
die kaufen und verkaufen müssen, 
kann nur von einer weltweiten 
Dynamik die Rede sein, die aller­
dings nicht mehr wie früher gänz­
lich auf dem W irtschaftsverkehr 
einzelner Staaten beruht. Zeitlich 
oder örtlich bedingte Gleichge­
wichtssituationen können möglich 
sein, aber kein zur statischen 
Sphäre gehörendes Gleichgewicht, 
nicht einmal in einem integrierten 
Europa.

Für alle Spekulationen und für 
alle tatsächlichen Entwicklungen 
gibt es jedoch eine grundlegende 
Voraussetzung; alle heutigen und 
zukünftigen Partner müssen sich 
zu den Prinzipien des Vertrages 
bekennen und ihnen die Treue 
halten, auch w enn es einmal 
schmerzlich sein sollte! (bvt)
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